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Sehr geehrte Mandanten,

Steuerverschwendung gibt es ja auf vielfältigen und meist unergründ-

lichen Wegen. Zum Beispiel auch in einer Entscheidung des BFH vom

20.01.2016 (Az.: VI R 14/15). Darin wurde klargestellt, dass es sich

bei der Festsetzungsfrist um eine Frist handelt! Das Finanzamt war da

nämlich anderer Meinung gewesen.

Hintergrund dieser bahnbrechenden Entscheidung war die Regelung,

wonach ein Fristende auf den Ablauf des nächstfolgenden Werkta-

ges verschoben wird, wenn das ursprüngliche Ende auf einen Sonntag,

gesetzlichen Feiertag oder Samstag fällt, und die Frage, ob dies auch

auf die Festsetzungsfrist anzuwenden ist. Die Richter haben nun bestä-

tigt, dass dieses Hinausschieben auch für die Festsetzungsfrist gilt. Die

teure Begründung: Sie ist eine Frist!

Warum "teuer"? Damit man nun weiß, dass die Festsetzungsfrist eine

Frist ist, war zunächst ein Richterkollegium eines erstinstanzlichen

Gerichts mit der Streitfrage beschäftigt. Dann musste sich ein Senat

beim Bundesfinanzhof damit beschäftigen. Zudem haben selbstver-

ständlich zahlreiche Finanzbeamte im widersprechenden Amt an die-

sem Steuerstreit mitgearbeitet. Alle werden aus Steuergeldern bezahlt.

Damit aber noch nicht genug: Die unterlegene Partei (also das Finanz-

amt) trägt die Kosten des Verfahrens. Und wenn der klagende Steu-

erberater aufgepasst hat, muss das widersprechende Finanzamt auch

noch dessen Kosten für Gerichts- und Einspruchsverfahren berappen.

Natürlich aus Steuergeldern. Dies alles für die Erkenntnis, dass eine

Frist eine Frist ist.

Eine informative Lektüre wünscht Ihnen

Ralf Eisenmenger, Gabriele Henke
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Die Informationen in diesem Mandantenbrief wurden sorgfältig ausge-
wählt und zusammengestellt. Doch beachten Sie bitte, dass dieser Ser-
vice weder eine Beratung ersetzt, noch einen Beratervertrag darstellt.
Bitte haben Sie deshalb Verständnis dafür, dass wir keine Gewährleistung
für die Richtigkeit oder Aktualität der hier wiedergegebenen Informatio-
nen übernehmen. Bei einem Rechts- oder Steuerproblem vereinbaren Sie
deshalb einen Termin in unserer Kanzlei. Nur hier erhalten Sie eine ver-
bindliche Beratung, die auf Ihr persönliches Problem bezogen ist.
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Alle 
Steuerzahler

Termine: Steuern und Sozialversicherung

10.5.

�� Umsatzsteuer

�� Lohnsteuer

�� Kirchensteuer zur Lohnsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 13.5. für den Eingang der 

Zahlung.

17.5.

�� Gewerbesteuer

�� Grundsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 20.5. für den Eingang der 

Zahlung.

Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage nach Eingang des Schecks 

bei der Finanzbehörde (Gewerbesteuer und Grundsteuer: bei der Ge-

meinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um Säumniszu-

schläge zu vermeiden, muss der Scheck spätestens drei Tage vor dem 

Fälligkeitstag vorliegen.

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge Mai 2016

Die Beiträge sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld spä-

testens am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig. Für Mai 

ergibt sich demnach als Fälligkeitstermin der 27.5.2016.

Klage: Eingescannt und per E-Mail übersandt kann 
zulässig sein

Ein per E-Mail übermitteltes Dokument, das die vom Kläger unter-

schriebene und sodann eingescannte Klage enthält, genügt dann 

dem Schriftformerfordernis des § 64 Absatz 1 Finanzgerichtsordnung 

(FGO), wenn es dem Gericht innerhalb der Frist des § 47 Absatz 1 FGO 

in ausgedruckter Form vorliegt. Auf das Vorliegen der Voraussetzungen 

des § 52a FGO kommt es dann nicht mehr an. Dies hat das Finanzge-

richt (FG) des Saarlandes entschieden.

Der Kläger hatte sich mit einer E-Mail an das FG (poststelle@fg.justiz.

saarland.de) gegen einen Einkommensteuerbescheid gewandt. Im 

Anhang dieser E-Mail befanden sich mehrere Bilddateien im „jpg“-

Format, wovon eine (KL1 001.jpg) die vom Kläger unterschriebene 

und sodann eingescannte Klage gegen den betreffenden Einkommen-

steuerbescheid enthielt. Der E-Mail-Anhang ging zusammen mit der 

E-Mail auf dem E-Mail-Server des FG ein und wurde einen Tag später 

in der Geschäftsstelle des FG ausgedruckt. Die E-Mail-Adresse des FG 

ist auf der Homepage des Gerichts zusammen mit dem Hinweis veröf-

fentlicht, dass die Homepage – zumindest derzeit – nicht dazu gedacht 

sei, Klagen, Schriftsätze oder Ähnliches an das FG zu leiten. Hierzu sei-

en die rechtlichen Voraussetzungen noch nicht geschaffen.

Das FG entschied, dass die Klage dennoch zulässig, insbesondere form- 

und fristgerecht eingereicht ist. Der per E-Mail übermittelte Schriftsatz 

des Klägers genüge dem Schriftformerfordernis des § 64 Absatz 1 FGO 

und habe die Klagefrist des § 47 Absatz 1 FGO gewahrt.

Allerdings habe erst der vollständige Ausdruck des E-Mail-Anhangs 

mit der Bezeichnung „KL1 001.jpg“ (Klageerhebung) und nicht schon 

der Eingang der E-Mail eine formwirksame Klageerhebung bewirkt. 

Denn die E-Mail stelle ein elektronisches Dokument dar, für welches 

§ 52a FGO bestimme, dass ein solches „nur“ dann (wirksam) übermit-

telt werden kann, wenn dies für den jeweiligen Zuständigkeitsbereich 

durch Rechtsverordnung der Bundesregierung oder Landesregierung 

zugelassen wurde. Eine solche Rechtsverordnung sei für den Zustän-

digkeitsbereich des FG indes (noch) nicht geschaffen. Die Klage war 

laut FG daher nicht gemäß § 52a Absatz 2 FGO zu dem Zeitpunkt ein-

gegangen, als es von der für den Empfang bestimmten Einrichtung – 

dem Server mit dem eingerichteten E-Mail-Postfach – aufgezeichnet 

worden ist.

Der in der Geschäftsstelle des Gerichts erzeugte Ausdruck des E-Mail-

Anhangs habe  jedoch dem Schriftformerfordernis des § 64 Absatz 1 

FGO genügt. Dieser verkörpere die Klageerhebung, schließe mit einer 

Unterschrift ab und unterscheide sich insofern nicht von einem Te-

lefax. Beim Telefax sei allein die auf Veranlassung des Absenders am 

Empfangsort erstellte körperliche Urkunde maßgeblich, auch wenn 

das Telefax zunächst im Empfangsgerät elektronisch gespeichert wor-

den sei (Bundesgerichtshof, Urteil vom 15.07.2008, X ZB 8/08). Dass 

es sich bei der Unterschrift nicht um die Originalunterschrift, sondern 

lediglich um eine Kopie davon handelt, sei unerheblich.

Die somit mit dem Ausdruck in der Geschäftsstelle des FG wirksam 

eingegangene Klageschrift sei auch innerhalb der Monatsfrist des § 47 

Absatz 1 FGO erfolgt.

FG des Saarlandes, Gerichtsbescheid vom 09.10.2015, 2 K 1323/15
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Steueransprüche: Keine Verjährung am Wochenende

Fällt das Jahresende auf einen Sonntag, einen gesetzlichen Feiertag 

oder einen Samstag, endet die Festsetzungsfrist für Ansprüche aus 

dem Steuerschuldverhältnis erst mit Ablauf des nächstfolgenden 

Werktags. Dies stellt der Bundesfinanzhof (BFH) klar.

Im Streitfall beantragte ein Arbeitnehmer für 2007 die so genannte 

Antragsveranlagung gemäß § 46 Absatz 2 Nr. 8 des Einkommensteu-

ergesetzes (EStG). Der Antrag ist innerhalb der so genannten Festset-

zungsfrist zu stellen. Diese Frist beginnt mit Ablauf des Jahres der Steu-

erentstehung und beträgt vier Jahre. Der Antrag ging im konkreten Fall 

beim Finanzamt erst am 02.01.2012 ein. Finanzamt und Finanzgericht 

(FG) sahen dies als verspätet an, da die Festsetzungsfrist bereits mit 

Ablauf des 31.12.2011 geendet habe.

Dem ist der BFH entgegengetreten. Der Kläger habe den gemäß § 46 

Absatz 2 Nr. 8 Satz 2 EStG erforderlichen Antrag rechtzeitig gestellt. 

Zwar verjähre die Einkommensteuer 2007 eigentlich mit Ablauf des 

Jahres 2011. Als Besonderheit sei aber zu berücksichtigen, dass das Jah-

resende 2011 auf einen Samstag gefallen sei. In einem solchen Fall tre-

te Verjährung nicht mit Ablauf des 31. Dezember, sondern nach § 108 

Absatz 3 der Abgabenordnung erst mit Ablauf des nächsten Werktages 

und damit am 02.01.2012 ein. Folglich sei der Kläger – entgegen der 

Auffassung von Finanzamt und FG – für 2007 zur Einkommensteuer 

zu veranlagen.

Die Entscheidung ist laut BFH auch für die Verjährung zum Jahresende 

2016 von Bedeutung, da der 31.12.2016 auf einen Samstag fällt.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 20.01.2016, VI R 14/15

Steuererklärung: Durchschnittliche Rückerstattung 
lag bei 875 Euro

Bis zum 31. Mai jeden Jahres müssen Steuerpflichtige, die für das Vor-

jahr eine Steuererklärung abgeben müssen, diese an das zuständige 

Finanzamt übermitteln. 2011 gab es in Deutschland rund 13,2 Millio-

nen unbeschränkt Steuerpflichtige, die ausschließlich Einnahmen aus 

nichtselbstständiger Arbeit und eventuell Kapitaleinkünfte erzielten.

Wie das Statistische Bundesamt (Destatis) weiter mitteilt, erhielten 

11,5 Millionen dieser Steuerpflichtigen im Rahmen der Einkommen-

steuerveranlagung eine Steuererstattung. Diese habe im Durchschnitt 

bei 875 Euro gelegen. Besonders häufig seien Rückerstattungen zwi-

schen 100 und 1.000 Euro (62 Prozent) gewesen. Bei rund zehn Pro-

zent der Betroffenen sei die Rückzahlung geringer als 100 Euro aus-

gefallen. Beträge über 5.000 Euro hätten die Finanzämter in einem 

Prozent der Fälle erstattet.

Eine Nachzahlung an das Finanzamt hätten 1,5 Millionen Steuerpflich-

tige leisten müssen – der durchschnittliche Betrag lag laut Destatis bei 

954 Euro. Die Nachzahlungen hätten sich ebenso wie die Erstattungen 

besonders häufig im Bereich zwischen 100 und 1.000 Euro (61 Prozent) 

bewegt. Kleinere Beträge unter 100 Euro hätten 21 Prozent der Steu-

erpflichtigen zahlen müssen. Hohe Summen über 5.000 Euro hätten 

dagegen lediglich drei Prozent der Steuerpflichtigen getroffen.

Statistisches Bundesamt, PM vom 23.03.2016

Kirchensteuer mit Grundgesetz und Grundrechte-
Charta vereinbar

Die Vorschriften über die Erhebung von Kirchensteuer sind mit dem 

Grundgesetz und der Charta der Grundrechte der Europäischen Union 

vereinbar. Dies hebt das Verwaltungsgericht (VG) Koblenz hervor und 

weist die Klage eines Ehepaars gegen die Erhebung von Kirchensteuer 

ab.

Die Eheleute hatten sich gegen die Festsetzung der römisch-katho-

lischen Kirchensteuer durch das beklagte Land zur Wehr gesetzt. Sie 

meinen, die Kirchensteuerpflicht verletze die vom Grundgesetz ge-

währleistete Religionsfreiheit sowie den Gleichbehandlungsgrundsatz. 

Gleichzeitig seien auch die entsprechenden Vorschriften der Charta 

der Grundrechte der Europäischen Union verletzt. Die Erhebung von 

Kirchensteuer sei nicht Bestandteil der Religionsausübung innerhalb 

der römisch-katholischen Kirche. Auch müsse gesehen werden, dass 

immer weniger Menschen Mitglied einer der großen christlichen Kir-

chen seien. Diesem gesellschaftlichen Wandel müsse die Verfassung 

Rechnung tragen. Eine Kirchensteuerpflicht sei nicht mehr zeitgemäß.

Die Klage hatte keinen Erfolg. Die maßgebenden Vorschriften über die 

Erhebung von Kirchensteuer, so das VG, stünden mit dem Grundgesetz 

und der Charta der Grundrechte der Europäischen Union in Einklang. 

Die freie Entscheidung des Einzelnen für oder gegen die Mitgliedschaft 
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in einer Religionsgemeinschaft mache den Wesensgehalt der Religi-

onsfreiheit aus. Das Grundgesetz schütze den Kirchenangehörigen 

aber nicht generell vor der Erhebung von Kirchensteuern und sonsti-

gen Abgaben. Ein Verständnis der Grundrechte, wonach niemand we-

gen der Grundrechtsausübung in irgendeiner Form finanziell belastet 

werden dürfe, ginge zu weit. Der gesellschaftliche Wandel ändere an 

diesen grundgesetzlichen Gewährleistungen nichts.

Auch die unterschiedliche Behandlung von Mitgliedern verschiede-

ner Religionsgemeinschaften sei verfassungsrechtlich gerechtfertigt. 

In welcher Weise sie ihre Finanzverhältnisse gestaltet, habe jede Re-

ligionsgemeinschaft kraft ihrer verfassungsrechtlich garantierten Au-

tonomie selbst zu entscheiden. Mache die Kirche aber von diesem 

Selbstverwaltungsrecht in der Weise Gebrauch, dass sie sich für die 

Erhebung einer Kirchensteuer entscheide, so könne das nicht zu einem 

Verstoß gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz führen.

Verwaltungsgericht Koblenz, Urteil vom 21.08.2015, 5 K 1028/14.KO

Verlust aus Verfall von Optionen steuerlich  
berücksichtigungsfähig

Verluste aus dem Verfall von Optionen mindern die Einkünfte aus Ka-

pitalvermögen. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) mit drei aktuellen 

Urteilen entschieden. Er widerspricht damit der Rechtsauffassung des 

Bundesfinanzministeriums.

In den Streitfällen hatten Privatanleger jeweils Aktien- und Indexop-

tionen erworben. Der Kurs der Wertpapiere und Aktienindizes entwi-

ckelte sich nicht wie erwartet. Die Optionen „liefen aus dem Geld“ 

und mussten nach dem Ende der Laufzeit als wertlos aus den Wert-

papierdepots der Anleger ausgebucht werden. Die Steuerpflichtigen 

machten den Wertverlust als Werbungskosten bei ihren Einkünften 

aus Kapitalvermögen geltend.

Der BFH erkennt die Verluste aus dem Verfall der wertlos geworde-

nen Optionen steuerlich an. Optionsbedingte Verluste seien bei der 

Ermittlung der Einkünfte aus Kapitalvermögen nach § 20 Absatz 2 Satz 

1 Nr. 3 a) des Einkommensteuergesetzes zu berücksichtigen. Dies fol-

ge aus dem Wortlaut, der systematischen Stellung und dem Sinn und 

Zweck der Regelung. Es sei dabei unerheblich, ob der Anleger aufgrund 

der Option auch den zugrundeliegenden Basiswert erwirbt oder ob er 

einen sich aus dem Optionsgeschäft ergebenen Unterschiedsbetrag in 

bar ausgleicht. Der BFH betrachtet die Anschaffung der Option und 

den Ausgang des Optionsgeschäfts als Einheit. Die Steuerpflichtigen 

dürfen daher den Wertverlust mit anderen Einkünften aus Kapitalver-

mögen (zum Beispiel Einnahmen aus Zinsen oder Dividenden) verrech-

nen und steuerlich nutzen.

Mit seinen Urteilen wendet sich der BFH ausdrücklich gegen die Auffas-

sung, die das Bundesfinanzministerium in Schreiben vom 09.10.2012 

(BStBl I 2012, 953, Rz. 27) und vom 27.03.2013 (BStBl I 2013, 403) 

geäußert hat. Die Urteile seien auch deshalb von besonderer Bedeu-

tung, da sie zur heute geltenden Rechtslage nach Einführung der Ab-

geltungssteuer ergangen sind, so der BFH abschließend.

Bundesfinanzhof, Urteile vom 12.01.2016, IX R 48/14, IX R 49/14 und 

IX R 50/14

Vermieter: Aufwendungen zur Beseitigung  
nachträglich eingetretener Schäden an Mietwohnung 
sind keine anschaffungsnahen Herstellungskosten

Aufwendungen des Vermieters zur Beseitigung von Schäden, die der 

Mieter nach Erwerb einer Eigentumswohnung verursacht hat, können 

sofort als Werbungskosten bei den Einkünften aus Vermietung und 

Verpachtung abgezogen werden. Dies hat das Finanzgericht (FG) Düs-

seldorf entschieden.

Die Klägerin erwarb zum 01.04.2007 eine Eigentumswohnung, die sich 

in einem mangelfreien Zustand befand. Zugleich übernahm sie das be-

stehende Mietverhältnis. In der Folgezeit kam es zu einer gerichtlichen 

Auseinandersetzung mit der Mieterin. Im September 2008 kündigte 

die Klägerin das Mietverhältnis. Die Mieterin hinterließ die Wohnung 

in einem beschädigten Zustand (eingeschlagene Scheiben, Schimmel-

befall, zerstörte Bodenfliesen, Wasserschaden). Zur Beseitigung dieser 

Schäden wandte die Klägerin im Jahr 2008 rund 20.000 Euro auf, die 

sie als sofort abzugsfähige Werbungskosten behandelte. Hingegen 

meinte das beklagte Finanzamt, es handele sich um so genannte an-

schaffungsnahe Herstellungskosten.

Rechtlicher Hintergrund: Nach der entsprechenden Bestimmung des 

Einkommensteuergesetzes gehören Instandsetzungs- und Modernisie-

rungsaufwendungen, die innerhalb von drei Jahren nach Anschaffung 
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des Gebäudes durchgeführt werden, zu den Herstellungskosten des 

Gebäudes, wenn die Aufwendungen (ohne Umsatzsteuer) 15 Prozent; 

der Gebäudeanschaffungskosten übersteigen. Diese können nur im 

Wege der Abschreibung geltend gemacht und nicht sofort abgezogen 

werden.

Die Klage war erfolgreich. Nach Ansicht des FG Düsseldorf liegen – 

trotz Überschreitung der 15-Prozent-Grenze – keine anschaffungsna-

hen Herstellungskosten vor. Der Anwendungsbereich der Vorschrift sei 

einzuschränken. Die Gesetzesbegründung lasse keine Anhaltspunkte 

dafür erkennen, dass der Gesetzgeber Aufwand zur Beseitigung von 

Schäden nach Erwerb habe erfassen wollen. Dagegen sprächen auch 

systematische Gründe. So könne in Fällen, in denen es – wie im Streit-

fall – zu einem Substanzverlust komme, auch eine Absetzung für außer-

ordentliche Abnutzung in Anspruch genommen werden, die ebenfalls 

mit einem sofortigen Abzug einhergehe. Zudem habe der Gesetzge-

ber an die überholte Rechtsprechung anknüpfen wollen, die derarti-

ge Aufwendungen nicht erfasst habe. Schließlich gebiete die mit der 

Regelung bezweckte Verwaltungsvereinfachung keine Qualifizierung 

derartiger Aufwendungen als anschaffungsnahe Herstellungskosten.

Finanzgericht Düsseldorf, Urteil vom 21.01.2016, 11 K 4274/13 E

Dachausbau allein genügt nicht, um Vermietungs-
absicht zu beweisen

Baut ein Hauseigentümer das Dachgeschoss des Gebäudes aus und 

gibt er an, es vermieten zu wollen, so muss er, will er „negative Wer-

bungskosten“ in seiner Steuererklärung steuermindernd geltend ma-

chen, nachweisen, dass er sich ernsthaft und nachhaltig um eine Ver-

mietung bemüht hat, wenn ihm dies bislang nicht oder nur für ein paar 

Monate gelungen ist. 

Dabei kann auch die Reaktion auf Mietgesuche oder die Bewerbung 

von Mietobjekten in geschlossenen Foren, etwa in Unternehmenspu-

blikationen oder am Schwarzen Brett, als ernsthafte Vermietungsbe-

mühung anzusehen sein. In diesen Fällen sind an die Nachhaltigkeit 

solcher Bemühungen erhöhte Anforderungen zu stellen, so das Nie-

dersächsische Finanzgericht. Sind die selbst unternommenen Bemü-

hungen erkennbar nicht erfolgreich, sei der Hauseigentümer gehalten, 

sein Verhalten anzupassen und sowohl geeignetere Wege der Ver-

marktung zu suchen als auch seine Vermietungsbemühungen, etwa 

durch die Einschaltung eines Maklers oder durch Nutzung alternativer 

Bewerbungsmöglichkeiten, zu intensivieren. Geschieht das nicht, wird 

es nichts mit der (geplanten) Steuerersparnis und sein Vorhaben ist als 

Liebhaberei einzustufen. 

Niedersächsisches FG, 9 K 81/13 vom 17.09.2014

Barleistungen für Angehörige im Ausland können als 
außergewöhnliche Belastungen Steuerlast mindern

Durch Übergabe von Bargeld erbrachte Unterhaltszahlungen an in Ita-

lien lebende nahe Angehörige können als außergewöhnliche Belastun-

gen steuerlich anerkannt werden, wenn sich die Überbringung durch 

Vernehmung des Geldboten als Zeugen tatsächlich belegen lässt. Dies 

hat das Finanzgericht (FG) Baden-Württemberg entschieden.

Im Streitfall hatte der Kläger geltend gemacht, insgesamt 6.000 Euro 

an Unterhalt für seine in Süditalien in einer Sozialwohnung lebenden 

Eltern aufgebracht zu haben. 200 Euro waren durch Geldversand an 

eine italienische Bank transferiert worden, die weiteren Beträge von 

1.800 Euro und 4.000 Euro hatte der Kläger von seinem Bankkonto 

abgehoben und – seiner Darstellung nach – einem Bekannten mitge-

geben, der als Lebensmittelimporteur tätig war und deswegen regel-

mäßig nach Süditalien reiste. Der Vater des Klägers war seit Langem 

arbeitslos, die Mutter verfügte nur über geringe Einkünfte aus einer 

Teilzeiterwerbstätigkeit als Putzfrau. Ein eigenes Bankkonto hatten die 

Eltern des Klägers nicht. Das Finanzamt erkannte die Unterhaltsauf-

wendungen nicht an.

Dies sah das FG, nachdem es den Geldboten als Zeugen vernommen 

hatte, anders. Die ausführliche Schilderung des Zeugen zu den näheren 

Umständen der Fahrten nach Italien und der Übergabe der Barbeträ-

ge sah das Gericht als glaubhaft und widerspruchsfrei an. Die Eltern 

des Klägers hätten sich auch in zumutbarem Umfang darum bemüht, 

ihrer Erwerbsobliegenheit nachzukommen und zur Bestreitung ihres 

Lebensunterhalts einen Arbeitsplatz zu finden.

Das Urteil ist noch nicht rechtskräftig, da das unterlegene Finanzamt 

Nichtzulassungsbeschwerde zum Bundesfinanzhof eingelegt hat (dor-

tiges Aktenzeichen: VI B 136/15).

FG Baden-Württemberg, Urteil vom 21.07.2015, 8 K 3609/13
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Schließfacheinbruch: Bank haftet

Wird das Schließfach einer Bankkundin aufgebrochen und dessen In-

halt entwendet, so hat die Bank den Schaden zu ersetzen, wenn sie 

keine ausreichenden Vorkehrungen zum Schutz der Tresore getroffen 

und ihre Kunden hierüber zudem nicht informiert hatte. Dies hat das 

Kammergericht (KG) entschieden.

Eine Kundin hatte 2006 bei einer Bank ein Schließfach angemietet. 

Die Bank vermietete am 01.04.2009 vormittags einer unbekannten 

männlichen Person, die sich mit einem – wie sich nachträglich heraus-

stellte – gefälschten finnischen Pass ausgewiesen hatte, ein weiteres 

Schließfach. Am Nachmittag desselben Tages erschien diese Person 

erneut in Begleitung zweier Männer, von denen einer eine große 

Sporttasche bei sich hatte. Ein Bankangestellter führte die drei Män-

ner in den Tresorraum, schloss mit seinem Schlüssel das erste Schloss 

des Schließfachs auf und begab sich dann wieder in den allgemeinen 

Kundenbereich im Erdgeschoss. Die in dem Tresorraum allein gelas-

senen Männer brachen sodann eine Vielzahl von Schließfächern des 

einen Tresorschranks auf, darunter auch das von der geschädigten 

Kundin angemietete Schließfach.

Die Kundin trat die ihr gegen die Bank zustehenden Forderungen an 

eine Freundin ab, die Klage gegen die Bank auf Zahlung von 65.000 

Euro erhob. Nachdem das Landgericht (LG) Beweis erhoben hatte über 

die Behauptung der Klägerin, ihre Freundin habe in dem Schließfach 

diesen Bargeldbetrag aufbewahrt, gab es der Klage statt und verurteil-

te die Bank zur Zahlung der Summe einschließlich geltend gemachter 

Zinsen.

Die Berufung der Bank gegen das erstinstanzliche Urteil blieb erfolg-

los. Die Bank habe die ihr gegenüber der Kundin obliegenden Ob-

huts- und Aufklärungspflichten verletzt, führt das KG aus. Ein Kunde, 

der ein Schließfach anmiete und dort in der Regel wertvolle Dinge 

aufbewahre, erwarte, dass die Bank gewisse Sicherheitsvorkehrungen 

zum Schutz der Tresore treffe. Die Bank hätte es daher Tätern zumin-

dest in gewissem Umfang erschweren müssen, sich unter Täuschung 

über ihre Identität und über ihre Absichten Zugang zum Schließfach-

raum zu verschaffen und dort ungehindert Schließfächer auszurau-

ben. So wäre unter anderem in Betracht gekommen, die Echtheit der 

Ausweispapiere mithilfe des in der betroffenen Filiale vorhandenen 

Datensystems zu überprüfen, die mitgeführte große Tasche vorher 

oder nachher zu kontrollieren, im eigentlichen Schließfachraum eine 

Videokamera zu installieren und den Kunden aus Diskretionsgrün-

den einen nicht überwachten Nebenraum zur Verfügung zu stellen 

und/oder eine Alarmanlage, die auf Erschütterungen reagiert, welche 

durch den Einsatz von Brechwerkzeug hervorgerufen werden, in dem 

Tresorraum zu installieren.

Die gegenläufigen Interessen von Bank und Kunden seien gegenein-

ander abzuwägen. Diese Abwägung gehe zulasten der Bank. Einerseits 

habe sie eine oder mehrere der vorgenannten Sicherungsvorkehrungen 

unschwer umsetzen können, während die Kunden keine Möglichkei-

ten gehabt hätten, ihr Eigentum in den Schließfächern besonders zu 

schützen. Zum anderen sei der Aufwand, um die Risiken eines Auf-

bruchs mittels der vorgenannten Maßnahmen zu minimieren, der Bank 

zumutbar. Dabei sei zu berücksichtigen, dass das wertvolle Eigentum 

der Schließfachkunden in erheblichem Maße gefährdet gewesen sei.

Auch habe die Bank ihre Pflicht zur Aufklärung ihrer Kundin verletzt, in-

dem sie nicht darauf hingewiesen habe, dass entgegen der stillschwei-

genden Erwartungshaltung keine besonderen Sicherheitsvorkehrun-

gen getroffen worden seien. Da zwischen den Parteien aufgrund der 

erstinstanzlich durchgeführten Beweisaufnahme nicht mehr im Streit 

gestanden habe, dass sich in dem ausgeraubten Schließfach 65.000 

Euro Bargeld befanden hätten, und da der Kundin keine Mitschuld vor-

geworfen werden könne, hafte die Bank auf Schadenersatz in voller 

Höhe.

Kammergericht, Urteil vom 02.03.2016, 26 U 18/15

„Alter“ Bausparvertrag: Gericht verneint  
Kündigungsrecht der Bausparkasse

Das Oberlandesgericht (OLG) Stuttgart stärkt Bausparern, die auf-

grund „alter“ Verträge auch in der aktuellen Niedrigzinsphase von 

hohen Zinsen profitieren, den Rücken. Es hat der Berufung einer Bau-

sparerin stattgegeben, die sich gegen die Kündigung ihres 1978 abge-

schlossenen Bausparvertrages zu Wehr gesetzt hatte. In erster Instanz 

hatte das Landgericht Stuttgart die Klage abgewiesen. Das OLG Stutt-

gart hat diese Entscheidung zugunsten der Klägerin abgeändert.

Allgemeine 
Informationen
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Der Bausparvertrag wies eine Bausparsumme von 40.000 DM 

(20.451,68 Euro) aus. Für die Laufzeit erhielt die Klägerin für von ihr 

eingezahlte Raten einen Guthabenzinssatz von drei Prozent p. a. bei ei-

nem Bauspardarlehenszinssatz von fünf Prozent p. a. Der Vertrag wur-

de 1993 zuteilungsreif. Nach Zuteilungsreife stellte die Bausparerin die 

regelmäßige Zahlung der Sparraten ein, ohne ein Bauspardarlehen in 

Anspruch zu nehmen. Im Januar 2015, also knapp 22 Jahre nach Eintritt 

der Zuteilungsreife, kündigte die Bausparkasse den Bausparvertrag. 

Das Bausparguthaben belief sich zu diesem Zeitpunkt auf circa 15.000 

Euro; die Bausparsumme war also nicht vollständig angespart.

Das OLG Stuttgart hält die Kündigung der Bausparkasse für unberech-

tigt. Diese könne sich nicht auf die Vorschrift des § 489 Absatz 1 Nr. 2 

des Bürgerlichen Gesetzbuches berufen, wonach ein Darlehensnehmer 

das Darlehen zehn Jahre nach dessen vollständigem Empfang kündi-

gen könne. Nach den Allgemeinen Bausparbedingungen (§ 5 Absatz 1 

ABB) sei der Bausparer verpflichtet, Regelsparbeiträge bis zur erstma-

ligen Auszahlung der Bausparsumme zu zahlen. Vor Ende dieser Pflicht 

habe die Bausparkasse das als Darlehen anzusehende Guthaben nicht 

vollständig empfangen. Der Zeitpunkt der Zuteilungsreife spiele nach 

den Vertragsbedingungen keine Rolle.

Die gesetzliche Kündigungsvorschrift sei entgegen der Auffassung der 

Bausparkasse auch nicht analog anwendbar. Die überlange Vertrags-

dauer beruhe zwar auf der vertragswidrigen Einstellung der Sparleis-

tungen durch die Bausparerin. Diese müsse die Bausparkasse aber nicht 

hinnehmen: Nach den Vertragsbedingungen könne sie die Bausparerin 

auffordern, die vertraglich geschuldeten Sparbeiträge wieder zu leis-

ten. Werde der Aufforderung nicht Folge geleistet, habe die Bauspar-

kasse ein (kurzfristiges) vertragliches Kündigungsrecht und es dadurch 

selbst in der Hand, eine überlange Bindung an den Vertragszinssatz 

zu verhindern. Im Fall der ordnungsgemäßen Vertragsdurchführung 

wäre die Bausparsumme innerhalb von zehn Jahren ab Zuteilungsreife 

vollständig angespart worden. Wenn die Bausparkasse selbst – mögli-

cherweise im eigenen Interesse – ein faktisches Ruhen des Bausparver-

trages erlaube und ein vertragliches Kündigungsrecht nicht nutze, sei 

sie nicht schutzbedürftig und könne sich nicht später auf eine analoge 

Anwendung eines gesetzlichen Kündigungsrechts berufen.

Die Revision zum Bundesgerichtshof hat das OLG zugelassen, weil die 

Frage der Anwendung des § 489 Absatz 1 Nr. 2 BGB auf zuteilungsreife 

Bausparverträge grundsätzliche Bedeutung hat und andere Oberlan-

desgerichte eine gegenteilige Auffassung vertreten.

Oberlandesgericht Stuttgart, Urteil vom 30.03.2016, 9 U 171/15

Hauseigentümer haften für Nichtzahlung von  
Abfallbeseitigungsgebühren durch ihre Mieter

Zahlen die Mieter einer Wohnung die fälligen Abfallbeseitigungsge-

bühren nicht, können diese nachträglich von den Hauseigentümern 

eingefordert werden. Das hat das Verwaltungsgericht (VG) Neustadt 

an der Weinstraße in zwei Urteilen entschieden.

Die Kläger sind Eigentümer von Anwesen in Kaiserslautern, in denen 

sie Wohnungen vermietet haben. Die erforderliche Anzeige gegenüber 

dem Träger der öffentlichen Abfallentsorgungseinrichtung zu Beginn 

der Mietverhältnisse hatten die Mieter der Wohnungen vorgenom-

men. Die Müllentsorgung der Wohnungen erfolgte durch ein 90-Liter-

Restmüllbehältnis mit 14-tägiger Leerung. Einige Mieter der Kläger be-

glichen in der Vergangenheit diese Abfallentsorgungsgebühren nicht 

(vollständig). Daraufhin forderte der Abfallwirtschafts- und Stadt-

reinigungs-Eigenbetrieb der Beklagten (ASK) von den Klägern für die 

Leerung des von den Mietern der Kläger genutzten 90-Liter-Restmüll-

gefäßes offene Benutzungsgebühren für die Abfallentsorgung in Höhe 

von 114 beziehungsweise 418 Euro. Gegen die Bescheide erhoben die 

Kläger – wie über 300 andere betroffene Eigentümer von Wohnungen 

in Kaiserslautern – jeweils Widerspruch, der vom Stadtrechtsausschuss 

der Beklagten zurückgewiesen wurde. Über die anderen anhängigen 

Widerspruchsverfahren wurde vorerst nicht entschieden.

Die Kläger haben daraufhin Klage erhoben. Sie machen geltend, die 

Beklagte habe über viele Jahre hinweg die Abfallgebühren bei den Mie-

tern eingezogen. Deshalb sei bei den Eigentümern ein Vertrauenstat-

bestand entstanden, dass dies auch weiterhin so stattfinden werde, 

solange hierzu keine Änderungsinformation seitens der Beklagten 

erfolgte. Bis Januar 2014 habe die Beklagte aber keine Auskünfte an 

Eigentümer über offene Abfallgebühren ihrer Mieter erteilt. Der An-

spruch der Beklagten sei verwirkt. Sie hätten mit Blick auf die langjäh-

rige Verwaltungspraxis der Beklagten nicht mehr damit rechnen müs-

sen, nach Ablauf von vier Jahren noch für Abfallgebühren in Anspruch 

genommen zu werden. Ihnen stehe auch ein Schadenersatzanspruch 
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gegen die Beklagte zu. Aufgrund der Verweigerung der Auskunftsertei-

lung über Rückstände und aufgrund der Nichtinformation über einge-

tretene Beitragsrückstände könnten sie diese bei ihren Mietern nicht 

mehr realisieren.

Das VG hat entschieden, dass die angefochtenen Bescheide rechtmä-

ßig sind. Nach dem Kommunalabgabengesetz könnten die kommuna-

len Gebietskörperschaften als Gegenleistung für die Inanspruchnahme 

öffentlicher Einrichtungen und Anlagen zur Deckung der Kosten Be-

nutzungsgebühren erheben. Dementsprechend verlange die Beklagte 

nach ihrer Satzung Benutzungsgebühren für die Nutzung ihrer Einrich-

tungen zur Abfallentsorgung. Die Beklagte habe für die angefallenen 

Abfallgebühren auch zu Recht die Kläger als Eigentümer der fraglichen 

Wohnungen in Anspruch genommen. Nach der Satzung sei Schuldner 

der Gebühr, wer die Abfallentsorgungseinrichtungen nutze. Dies seien 

nicht nur die Mieter, sondern auch die Eigentümer der an die Abfal-

lentsorgung angeschlossenen Grundstücke. Diese Satzungsregelung 

verstoße nicht gegen höherrangiges Recht. Die Verantwortlichkeit des 

Grundstückseigentümers für den auf seinem Grundstück befindlichen 

und dort anfallenden Abfall sei eine mit der wirtschaftlichen Nutzung 

seines Grundstücks verbundene Verpflichtung, die geeignet und erfor-

derlich sei, um eine ordnungsgemäße Abfallentsorgung sicherzustel-

len. Es stelle gleichsam die Kehrseite der wirtschaftlichen Nutzung des 

Grundstücks dar, für dessen ordnungsgemäßen Zustand – auch in ab-

fallrechtlicher Sicht – zu sorgen. Unzumutbare Belastungen seien mit 

dieser Verantwortlichkeit für den Eigentümer nicht verbunden. Er kön-

ne nämlich nicht nur zivilrechtlich Rückgriff gegen seinen Mieter oder 

Pächter nehmen, sondern habe es grundsätzlich auch in der Hand, eine 

vertragliche Gestaltung des Mietverhältnisses zu wählen, die das „Aus-

fallrisiko“ angemessen reduziere.

Entgegen der Ansicht der Kläger seien die Gebührenforderungen nicht 

verwirkt. Zwar habe die Beklagte regelmäßig die Abfallgebühren pri-

mär gegenüber den Mietern/Pächtern geltend gemacht. Diese Verwal-

tungspraxis sei aber nicht geeignet, ein entgegenstehendes schutz-

würdiges Vertrauen der Eigentümer zu begründen. Der Umstand, dass 

die Beklagte angeblich bis ins Jahr 2014 den Grundstückseigentümern 

Auskunft über bestehende Zahlungsrückstände ihrer Mieter versagt 

habe, könne beim Grundstückseigentümer kein schutzwürdiges Ver-

trauen dahingehend begründen, dass von Seiten der Behörde auf eine 

spätere Geltendmachung offener Abfallgebühren verzichtet werde. 

Auch denkbare Schadenersatzansprüche der Kläger führten nicht zur 

Rechtswidrigkeit des angefochtenen Gebührenbescheids. Soweit die 

Kläger von der Beklagten Schadenersatz begehrten, sei das Verfahren 

mangels Zuständigkeit des VG für Amtshaftungsansprüche an das zu-

ständige Landgericht Kaiserslautern zu verweisen.

Verwaltungsgericht Neustadt, Urteile vom 26.02.2016, 4 K 810/15.

NW und 4 K 843/15.NW

Fehlende Wegefähigkeit kann Rente wegen voller 
Erwerbsminderung begründen

Das Landessozialgericht (LSG) Baden-Württemberg hat einem Ver-

sicherten, der aufgrund einer starken Sehstörung weder selbst Auto 

fahren noch gefahrlos öffentliche Verkehrsmittel nutzen oder mittlere 

Strecken zu Fuß zurücklegen kann, eine Rente wegen voller Erwerbs-

minderung zugesprochen. Der Mann könne eine Arbeitsstelle nicht 

mehr zumutbar erreichen, begründet das Gericht seine Entscheidung.

Konkret handelte es sich um einen 60-jährigen Heimerzieher aus 

Karlsruhe, der seit 2010 wegen Depressionen dauerhaft arbeitsunfähig 

erkrankt war. Im November 2011 entzündete sich der Sehnervenkopf 

an beiden Augen, was zu dauerhaften Sehstörungen mit deutlich ein-

geschränktem Gesichtsfeld führte (fast vollständiger Verlust der unte-

ren Gesichtsfeldhälfte). Es besteht ein Grad der Behinderung von 100. 

Die Stadt Karlsruhe als Arbeitgeber riet ihm zur Stellung eines Renten-

antrags. Die Deutsche Rentenversicherung lehnte den Antrag auf Ge-

währung einer Erwerbsminderungsrente zunächst ab, da der Versicher-

te, wenn auch unter gewissen Einschränkungen, noch beruflich tätig 

sein könne. So könne er zum Beispiel noch als Poststellenmitarbeiter 

arbeiten. Erst im laufenden Gerichtsverfahren hat sie im Sommer 2014 

rückwirkend ab dem Jahr 2013 die Rente bewilligt. Das Sozialgericht 

Karlsruhe hat die Deutsche Rentenversicherung darüber hinaus verur-

teilt, die Rente bereits ab dem 01.01.2012 rückwirkend zu gewähren. 

Gegen dieses Urteil haben sowohl die Deutsche Rentenversicherung 

als auch der Versicherte Berufung eingelegt.

Das LSG Baden-Württemberg hat einen ärztlichen Sachverständigen 

eingeschaltet, der zu dem Ergebnis gekommen ist, dass wegen der Au-

generkrankung mit dem ausgeprägten Gesichtsfeldausfall bereits im 
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Laufe des November 2011 eine deutlich erhöhte Gefährdung im Stra-

ßenverkehr sowie bei der Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel ein-

getreten war. Ohne Begleitperson könne der Mann keine öffentlichen 

Verkehrsmittel benutzen und wegen der starken Sehbehinderung eine 

Wegstrecke von 500 Metern nicht in der üblicherweise veranschlagten 

Zeit von 20 Minuten sicher absolvieren. Bei schlechten Beleuchtungs-

situationen wie Nebel oder Dunkelheit könnten nicht einmal Bord-

steinkanten oder Treppenstufen sicher erkannt werden. 

Hierauf hat das LSG dem Versicherten die Rente wegen voller Erwerbs-

minderung bereits ab dem 01.12.2011 zugesprochen. Zur Erwerbsfä-

higkeit gehöre auch die Fähigkeit, eine Arbeitsstelle aufzusuchen, was 

dem Versicherten vorliegend nicht ohne besondere Gefahr möglich sei.

Landessozialgericht Baden-Württemberg, Urteil vom 22.03.2016, L 13 

R 2903/14

Sparkonto des Kindes: Eltern dürfen nicht ohne  
Weiteres Geld davon abheben

Haben die Großeltern für ihr Enkelkind ein Sparbuch angelegt, dürfen 

die Eltern nicht ohne Weiteres Geld von diesem Konto abheben. Das 

entschied das Oberlandesgericht (OLG) Frankfurt am Main. Über den 

Fall berichtet die Arbeitsgemeinschaft Familienrecht des Deutschen 

Anwaltvereins (DAV).

Die Großeltern hatten laut DAV 2008 für ihren Enkel ein Sparbuch an-

gelegt und 1.000 Euro eingezahlt. Im Verlauf des Jahres habe der Vater 

des Kindes weitere 1.350 Euro mit dem Verwendungszweck „Geburts- 

und Taufgeld“ eingezahlt. Als die Eltern des Jungen sich trennten, habe 

die Mutter das Sparbuch mitgenommen. Sie habe den gesamten Be-

trag abgehoben und nach ihrer Aussage hierfür Gegenstände für ihr 

Kind gekauft.

Das Amtsgericht entschied, dass die Mutter ihrem Sohn die volle 

Summe zurückzahlen muss. Er habe einen Schadenersatzanspruch auf 

Rückzahlung der Summe, da sie zu der Abhebung nicht berechtigt ge-

wesen sei. Sie habe „durch pflichtwidriges, schuldhaftes Handeln“ das 

Vermögen ihres Kindes geschädigt.

Das sah das OLG nach Angaben des DAV genauso. Die Großeltern hät-

ten das Sparbuch nicht behalten, sondern dem Kind zur Verfügung ge-

stellt. Weitere Einzahlungen auf dem Sparbuch hätten auch nicht die 

Großeltern getätigt, sondern der Vater. Man könne annehmen, dass es 

sich um Geld handele, das Dritte dem Jungen anlässlich seiner Geburt 

und Taufe geschenkt hätten. Bei solchen auf Sparkonten befindlichen 

Beträgen handele es sich von vorneherein nicht um eigenes Geld der 

Einzahler oder der Eltern. Vielmehr könne man davon ausgehen, dass 

das Geld für den Inhaber des Kontos, also den Sohn, vorgesehen sei.

Deutscher Anwaltverein, PM vom 15.03.2016 zu Oberlandesgericht 

Frankfurt am Main, Entscheidung vom 28.05.2015, 5 UF 53/15

Elterngeld mindert abzugsfähige außergewöhnliche 
Belastung

Unterhaltsleistungen können als so genannte außergewöhnliche Be-

lastung zu einer Steuerermäßigung führen. Dabei ist nach der gesetzli-

chen Regelung der steuerlich abzugsfähige Betrag um eigene Einkünfte 

und Bezüge der unterstützten Person zu mindern. Zu solchen eigenen 

Einkünften gehört auch das gesamte Elterngeld, das die unterstützte 

Person bezieht, wie das Finanzgericht (FG) Münster entschieden hat. 

Das Gericht hat die Revision zum Bundesfinanzhof zugelassen.

Im Streitfall zahlte der Kläger Unterhalt an seine Lebensgefährtin und 

Mutter seines Kindes, die Elterngeld in Höhe von rund 650 Euro mo-

natlich bezog. In seiner Einkommensteuererklärung machte der Kläger 

die Unterhaltsleistungen als außergewöhnliche Belastungen geltend 

und vertrat dabei die Auffassung, dass nur die Elterngeldbeträge, die 

den einkommensunabhängigen Sockelbetrag in Höhe von 300 Euro 

monatlich überstiegen, zu einer Minderung der als außergewöhnliche 

Belastungen abzugsfähigen Beträge führten. Das Finanzamt folgte 

dem nicht und rechnete das gesamte Elterngeld an.

Das FG Münster wies die hiergegen erhobene Klage ab. Die als außer-

gewöhnliche Belastungen abzugsfähigen Beträge seien auch um den 

Sockelbetrag des Elterngeldes zu mindern. Hierbei handele es sich 

um Bezüge, die zur Bestreitung des Unterhalts der Kindesmutter be-

stimmt seien. Auch wenn das Elterngeld verschiedene familien- und 

gesellschaftspolitische Zielsetzungen verfolge, sei es insgesamt als 

Einkünfteersatz ausgestaltet. Dies gelte auch für den Sockelbetrag von 

monatlich 300 Euro.

Finanzgericht Münster, Urteil vom 26.11.2015, 3 K 3546/14 E


